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Weichenstellung für dıe Hochschulpolitik
Zum el des Bundesverfassungsgerichtes Ü Maı 1973

Das Bundesverfassungsgericht hat sıch Mai ın se1- des Schlagworts VO der „instiıtutionellen Garantıe“ den
neTr Entscheidung über das SOgENANNTE nıedersächsıische Begrift der Autonomie gleichermaßen überzogen und dem
Vorschaltgesetz erstmals mıiıt Fragen der Hochschulgesetz- Grundgesetz ine Entscheidung für eın bestimmtes Model]l
gebung befaßt und dabe; iıne Reihe VO  3 Grundsätzen der Hochschulorganıisation unterschieben wollten, bestä-

tigt also das Verfassungsgericht die Gestaltungskompetenzwieder 1n Erinnerung gerufen, VO  3 denen 1U ohl jede
künftige Hochschulpolitik auszugehen hat Das Urteil des Staates. Dıie zugleıch vOrsSCNOMMmMEN Begrenzung die-
fiel mMIiIt sechs wel. Das Votum der wWwel überstimm- S21r Zuständigkeit esteht daher auch nıcht 1ın der Bekräf-
ten Rıchter wurde mitveröftentlicht. Es zeichnet sıch, tiıgung irgendeines Wissenschaftsverständnisses, etwa2 der
kann INa  — ohl ohne Verletzung des Objektivitätsprin- „humboldtschen Universitätsidee“ oder des „emanzıpa-
Z1ps teststellen, mehr durch eın emanzıpatorisches Oka- torıschen Wissenschaftsbegrifts“, sondern 1mM indivıidual-
bular als durch Juristische Stringenz Aus. Für die rechts- rechtlichen Charakter der Grundrechtsgarantıe. „Das iın
politische Argumentatıon 1Sst schon das Argument kenn- Art Abs enthaltene Freiheitsrecht“, Argumen-
zeichnend, dıe Protfessoren muüßten das „tormal“ ger1ın- tiert das Gericht, ‚schützt als Abwehrrecht dıe wI1ssen-

schaftliche Betätigung staatlıche Eingrifte und stehtBCr«e Gewicht Stimmen „durch das sachliche Gewicht
ihrer Argumentatıon“ ausgleichen. Im Unterschied ZUuU jedem Z der wissenschaftlıch tätıg 1STt oder tätıg werden
Mehrheitsgutachten sehen se1ıne Autoren die Gefährdung wiıll“. Freilich esteht die entscheıdende Ausgestaltung,
der Hochschule oftenbar NUr VO Staat un nıcht auch dıe das Gericht 1n seinem Urteil der Grundrechtsinterpre-
VO  e gesellschaftlichen Gruppen her Dem Mehrheitsvo- tatıon 21Dt, eben darın, dafß be] dieser abwehrenden
Iu  3 werten Ss1€e VOT, schreibe ıne Übergangsphase un ausgrenzenden Bestimmung nıcht stehenbleibt. Dıie
fest, während das Gericht doch gerade in einer solchen Wertentscheidung des Grundgesetzes beinhalte „nıcht
Phase „zukunftsoffene Flexibilität“ wahren musse. 1Ur dıe Absage staatlıche Eingrifte“, sondern schließe

auch „das Einstehen des Staates, der sıch als Kulturstaat
versteht, für diıe Idee einer treıen Wissenschaft und seıneDas Gericht, das seiner Aufgabe entsprechend und ZE-

sCHh den Vorwürten des Minderheitsvotums NUr Rechts- Mitwirkung ihrer Verwirklichung ein .  « Der Staat se1l
emnach verpflichtet se1n Handeln DOSILELV danach e1nN-fragen un nıcht Fragen der Zweckmäßigkeit Stellung

nahm, hat zunächst bekräftigt, daß die yerfassungsrecht- zurichten, schützend und tördernd einer Aushöhlung
lıche Aussage des Artikels 58 Absatz des Grundgesetzes dieser Freiheitsgarantıe vorzubeugen.
„Kunst un Wissenchaft, Forschung und Lehre sınd frel,
dıe Freiheit ZUuUr Lehre entbindet nıcht vVvon der TIreue A Da die verbürgte Wıissenschaftsfreiheit als eine individual-
Verfassung“) nıcht Z“ Begründung oder Ablehnung be- yechtliche (Jarantıe und nıcht als der Anspruch einer Kor-
lıebiger hochschulpolitischer Forderungen herangezogen poratıon oder eıner Institution Geltung besitzt un der
werden dürte und VOT allem Z Frage nach der 7zweck- Staat nıcht LLUTL gehalten Ist; seinerseıts diese Freiheit
mäfßigsten Organisationsform der Hochschulen wen1g bei- respektieren, sondern S1e auch Bedrohungen durch
© In den vergangenen Jahren se1 „nıcht überall der andere, LWa durch Gruppen innerhalb der Universıität
Versuchung wıderstanden worden, Art Abs miıt selbst, aktıv schützen, ergeben sıch AaUus$s diesen beıden
hochschulpolitischen Forderungen der verschiedensten Art Voraussetzungen und 11UT AUS diesen beiden schliefß-
aufzuladen“. Es komme also darauf A „den verfassungs- ıch doch einıge verfassungsrechtliche Leitlinien tür jed-
rechtlichen Gehalt des Art Abs Nn  u definieren wede Hochschulgesetzgebung, die VOT den politisch ab-
und den Gestaltungsraum des Gesetzgebers 1 Hochschul- zuwägenden Zweckmäßigkeitsüberlegungen Berücksıch-
bereich möglıchst eindeutig bestimmen“. tıgung verlangen. Hierher gehört VOT allem, daß das

Gericht, ausgehend VO  3 dem Faktum der Gruppenuniwver-
sıtät, siıch CZWUNSCH sıeht, Ma(ßstiäbe tür dıe Zuteilung

Wissenschaftsfreiheit als ındivicdual- VO  z institutionalisierten Einflußpositionen anzugeben,
rechtliche arantıe welche der unterschiedlichen Art und ])auer der Teilhabe

Forschung und Lehre entsprechen. Gerade Hın-
Entgegen sowohl vermeıntliıch konservatıven w1e auch weIls auf das Gleichheitsgebot, das verbiete, „Ungleiches
vermeıntlich revolutionären Posıtionen, welche mMi1t Hıiıltfe gleich behandeln“, leitet das Gericht ıne herausgeho-
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bene Stellung der Hochschullehrer ab Als maßgebliche deutlich, sondern könne s1e „un Umständen og VeI-

Kriterien nın dabe; „Qualifikation, Funktion, Ver- festigen“. Auf diese Weiıse würden „Gruppensolidarisie-
antwortun und Betroffenheit“. rung und Fraktionsbildung mi1t einer oft mehr ıdeologi-

schen als wissens  aftsorientierten Zielsetzung begün-
stigt”. Eben deshalb musse diıe spezifıschen Gefah-Die Gruppe der Hochschullehrer muUsse daher ın Fragen

der Forschung un beiı Berufungen einen ausschlaggeben- Yren der Gruppenuniversıtät durch die VO Gericht einge-
ührten Mindestsicherungen verhindert werden, „dafßden Einfluß erhalten, der iıhnen ermöglıche, sıch
wissenschaftlicher Sachverstand be1 der Entscheidung Vonandere Gruppen durchzusetzen, während ın Fragen der
Fragen der Forschung und Lehre 1n den BeschlufßorganenLehre hre Posıtion zumındest gewähnrleisten musse, daß

Ss1€e „nıcht überspielt werden“ können. Den Hochschulleh- der Wissenschaftsverwaltung überspielt wiıird“.

eIn MUu also 1mM ersten Falle mindestens dıe eintache
Mehrheıt, 1mM zweıten dagegen die Hältfte der Stimmen
eingeraäumt werden. Dıese besondere Stellung wırd noch Konsequenzen für die Hochschulpolitik
zusätzlich gesichert durch das Gebot der homogenen
Gruppenzusammensetzung, wenn das Urteil des Bundes- Das Verfassungsgericht hat also nıcht NUur dıe (Gesetz-
verfassungsgerichtes festlegt, da{fß als Hochschullehrer NUur gebungskompetenz der Parlamente hervorgehoben und
gelten dürtfe, WEr ‚aufgrund der Habailitation oder eines dem Umfang nach eindeutig abgegrenzt, sondern den Po-
sonstıigen Qualifikationsbeweises mit der selbständigen litiıkern auch endgültig das Alıbi der totalen Hochschul-
Vertretung eines Faches ın Forschung und Lehre“ beauf- autonomıe II  « Nachdem die Justız jenen

cr ıne noch weıter gehende Difterenzierung der Hochschulpolitikern, dıe sıch selbst in den vergangenenh
Beteiligung, ELW „1N Zulassungsiragen, be1 dem Erlaß Jahren ın die Ecke manövriert haben, Handlungs-
VO  3 Studienordnungen, 1im Prüfungswesen, 1m Habilita- spielraum eröftnet hat, 1st U  j den Politikern, hre
tionsverfahren usw.“ erscheint dem Gericht als ZW ar Zzweıte Chance nutzen. Dabei ürften dıese gut bera-
nıcht verfassungsrechtlich geboten, aber doch naheliegend. ten se1ın, WEn S1€e nıcht den scheinbar bequemsten Aus-
Dagegen nn als eın weıteres gegebenenfalls vertas- WCS wählen und das VO Verfassungsgericht als eben
sungsrechtlıch abzuleitendes Gebot, das NUur 1n dem kon- noch zulässıg Bezeichnete durch Gesetz ZU Verbind-
kreten Fall des niedersächsischen Vorschaltgesetzes nıcht lıchen erklären. Denn ZU einen mußte ıne Hochschul-
ZuUT Diskussion stand, das sSoOgenanNnte „Pares“-Prinzıp. gesetzgebung, die, Prinzıp der Gruppenuni1ver-
Gemeıint 1STt damıt der Grundsatz, „da{fß Prüfungsleistun- S1tÄt festhaltend, hart Rande der NYÜ:  s eindeutig de-
SCn Ur VO  3 den Personen bewertet werden dürten, die finıerten Legalıität operieren wollte, 1m Ergebnis eıner
selbst mındestens dıe Qualifikation besitzen, die durch außerst komplizierten Organısatıon führen, daß dıe
die Prüfung festgestellt werden csoll“ Funktionsfähigkeıit der Hochschulen noch stärker 1ın Frage

gestellt würde. Zum anderen aber ware damıt auch jene
Von interessierter Seıite wurde nach der Verkündigung Möglıichkeıit einer völligen Neuorientierung vertan, dıe

sıch darın andeutet, da{fß das Urteil dem Vor-des Urteils der Versuch unterno:  men, dıeses iın ıne Be-
stätıgung für das Prinzıp der Gruppenuniversität uUumzZzu- wurt der beiden überstimmten Rıchter, eben dıes nıcht
munzen. Abgesehen VO  _ der N! übersehenen Banalıtät, haben, das Krıterium der Betroffenheit einführt.
dafß das Bundesverfassungsgericht nıcht über das 7 weck- Daß jedenfalls dıe in dem Urteil enthaltene Mehrheıts-
mäafßıge und politisch Vertretbare, sondern über das VeLr- meiınung mıiıt dem Kriterıum der Betroffenheit das Stich-
fassungsrechtlich Zulässige entscheiden hatte, wırd Je- WOrTt tfür neue Denkanstöße gegeben at,; folgt ohl
doch das System der Gruppenuniversität in dem Urteil zwingend daraus, daß nach der Karlsruher Entscheidung
deutlich angezweıfelt und entscheidend 1n seiner Zuiie der Rückweg Zur Ordinarienuniversität ebenso abgeschnit-

ten ıSt, 7Y1€ 1ne Gruppenuniversität, die ım Sınne ıhrerJlässiıgkeıt eingeschränkt, daß die darauthin allenfalls noch
erlaubten Ersatzkonstruktionen Nur noch entfernte AÄhn- Befürworter diesen Namen verdiente, für die Zukunfl
lıchkeit mIiIt dem aufweıisen, W as deren Vertechter ausgeschiossen ayurde. Wenn also in der Universität veli-

dem Wesen dey Gruppenuniwversität verstehen. So erklärt schıedene gleich legıtıme Interessen aufeinanderstoßen,
die nach politischem Ausgleich verlangen und andererse1tsdas Gericht, dıe 89080 diesem Modell verbundenen Inten-

sıonen selen „vertretbar“. Ob allerdings „damıt die dort auch besonders geschützte Rechte wahrgenommen
werden, die nıcht ZUTFT politischen Disposıtion stehen,zweckmäßfßßigste orm der ı Iochschulorganısation gefun-

den sel, habe „das Bundesverfassungsgericht nıcht läge doch nahe, jenen Bereıch, 1n dem Sachkom-
PELCNZ geht, VO:  3 jenem (Hochschulplanung, Schwerpunkt-entscheiden“. Es se1l jedentalls „Nnıcht verkennen, daß

sıch AUuUs der Konzeption der Gruppenuniversıität gew1sse biıldung ın Forschung un: Lehre, Hochschulverwaltung
un: Studienordnungen) tITreNNCN, tür den das PrinzıpGefahren“ ergeben könnten. Das Gericht nenn 1n diesem

Sınne möglıche Beeinträchtigungen der Funktionsfähig- demokratischer Legitimation gilt und tür den damıt der
eıt und der freıen wissenschaftlıchen Betätigung. Dıie Grundsatz „ein Mann, iıne Stimme“ sinnvoll angewendet
Gruppenuniversıität mache Interessengegensatze iıcht NUur werden annn
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Nachdem 1aber dann nıcht 1Ur Aus der oft übersehenen Logik beamtenrechtlich 1ın Pflicht gCNOMMENEN Wıssenschaftler
der Demokratisierungsargumentation, sondern auch Aus gilt Für den großen Rest der ın den Hochschulen ent-
der allgemeınen Bedeutung VO  $ Forschung und Ausbil- scheidenden Fragen, den sıch tast ausschließlich der
dung kaum noch begründen ware, weshalb der Ge- hochschulpolitische Streıit dreht, für diese nıcht eigentlıch
samtgesellschaft ıne geringere „Betroffenheit“ zukommen wiıssenschaftlıchen, sondern polıtischen Angelegenheiten,
sollte als den Hochschulangehörigen (deren größter Teıl sollten daher auch anstelle des instıtutionalıisierten Hoch-
dies ohnehin NUur vorübergehend 1St), ware Aus diesem schulgruppenkampfes nıcht ständısche, sondern demokra-
Umstand in Oorm völlig Organısationsmodelle auch tische, also parlamentarische Entscheidungsgremien VOTLI-
die Konsequenz ziehen. Sıe könnte aussehen, daß gesehen werden, diıe eıiner Repräsentatıon der Gesamt-
tür jenen Bereıch, den das Karlsruher Urteil als den Kern gesellschaft tführen S0 auch erhielte dıe Forderung nach
der grundgesetzlıch geschützten Wiıssenschaftsfreiheit de- Demokratisierung 1im Bereich der Hochschulen allererst
finiert, auch die Verantwortung der ausgewlesenen und ıhren Sınn Michael Z öller

Interview

Evangelische Thesen uber Gewalt
espräc mıt Staatssekretär oman Herzog

Wenige Monate nach der gemeinsamen evangelisch-katho- auch Gegenstand innerkatholischer Auseinandersetzung.ischen Denkschrifl ZUY „Soztialen Ordnung des Bauboden- Hinsiıchtlich der „Wertung“ des Problems spielen untkier-
rechts“ erschienen ın der zayeıten Maiıhälfte hurz vVor dem schiedliche sozıalethische bzw sozzaltheologische Ayus-
Zusammentritt der EKD-Synode ın Coburg und der Wahl gangspunkte zayıschen evangelıschen und hatholischen
des Rates der EKD innerhal. wenıger Tage YTeL Posiıtionen 2Nne nıcht unerhebliche Rolle Wır sprachen
von remıen der EKD vorbereitete Denkschriflen. Am darüber miLt dem Vorsitzenden der Kammer für öffent-
15 Maı die Denkschrifl über den „Entwicklungsdienst der liche Verantwortung, dem trüheren Professor für Staats-
Kırche“ (von der Kammer der EKD für birchlichen Fnt- recht un politische Wıssenschafl der Hochschule für
wicklungsdienst) miıt einem zustiımmenden Nachwort des Verwaltungswissenschafl ın Speyer un jetzıgen Bewoll-
„Katholischen Arbeitskreises für Entwicklung und Frıe- mächtigten des Landes Rheinland-Pfalz ıN Bonn, S taats-
den (KAEF) und die Thesenreihe über „Gewalt und sekretär Prof Roman Herzog.
Gewaltanwendung ın der Gesellschafl“ (von der FKD-
Kammer für öffentliche Verantwortung), und Maı Herr Staatssekretär Herzog, die Evangelische Kirche
die Denkschrifl uüber „SOoztale Sıcherung ım Industriezeit- in Deutschland hat ihren Christen und der deutschen
alter“ (von der EKD-Kammer für sozıale Ordnung) (alle Oftentlichkeit insgesamt in den etzten Wochen yleich ein
drei veröffentlicht als Broschüren 1m Gütersloher Verlags- anzes Bündel Denkschriften ZUugemutet., Aus diesem Bün-
haus erd Mohn) Unter diesen Schriften vyerdient die de]l apCcCh dıe Thesen über „Gewalt und Gewaltanwen-
Thesenreihe über Gewalt und Gewaltanwendung aAMU$ ünf dung 1n der Gesellschaft“ nıcht durch Umfang, ohl aber
Gründen besondere Aufmerksamkeit: Das Thema (Je- durch Aktualität heraus. Sıe zeichnen als Vorsiıtzender
alt wırd ın den etzten Jahren 1n Industriestaaten und der zuständıgen Kammer tür die Thesen verantworrtlich.
ıIn Entwicklungsländern heftig diskutiert und ıst ıne noch Worin sehen Sıe deren Sıtz 1mM Leben, bzw W as War der

akute Anlaß?„heftigere“ polıtische Realıtät. Dıiıe Frage gehört seıt
Jahrzehnten den zentralen Streitpunkten ın der soztıal-
ethischen Diskussion ın der evangelischen Kirche. Sezıt Herzog: Der akute Anlafß dieser Thesenreihe WAar die
dem Streit das Antırassısmusprogramm des Okume- Diskussion über revolutionäre ewegungen und revolu-
nıschen Rates der Kırchen führte diese rage scharfen tiıonäre Gewaltanwendung, die sıch ın der deutschen
Auseinandersetzungen iınnerhal der Okumene. ate- Oftentlichkeit und insbesondere 1in der evangelıschen
STeENs Seıt „Populorum progressio“ (1967) ıst das Thema Christenheit 1mM Anschlufß das 308 Antırassısmus-


